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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Frau Nickels und der Fraktion DIE GRÜNEN 


zur Sammelübersicht 71 des Petitionsausschusses (2. Ausschuß) 
über Anträge zu Petitionen 
— Drucksache 11/2512 — 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Petitionen der Bundesregierung zur Berücksichtigung zu 
überweisen, mit der Maßgabe: 

— unverzüghch ihre Bereitschaft zur Aufnahme der 15 Chüenen 
in die Bundesrepubhk Deutschland zu erklären, 

— die spezielle Sicherheitsüberprüfimg beim Aufnahmeverfahren 
aufzuheben. 

Bonn, den 27. September 1988 

Frau Nickels 

Dr. Lippelt (Hannover), Frau Schmidt-Bott, Frau Vennegerts und Fraktion 


Begründung 

Die Beschlußvorlage des Petitionsausschusses, die Petition mit 
dem Ziel zur Berücksichtigung zu überweisen, alle Informaüons- 
möglichkeiten zur Aufklärung der gegen die in Chile Inhaftierten 
erhobenen Tatvorwürfe auszuschöpfen und bei Eintreten einer 
konkreten unmittelbaren Gefahr für das Leben der Häftlinge 
unverzüghch eine Entscheidung über ihre Aufnahme zu treffen, 
halten wir für völhg unzureichend. 

Der Petitionsausschuß empfiehlt damit der Bundesregierung, sich 
darauf einzulassen, den chüenischen „Rechtsprechungsprozeß" 
abzuwarten. Damit läuft man Gefahr, die Art von Justiz, wie sie in 
Chile betrieben wird, zu unterstützen. Offizielle Äußerungen der 
Vereinten Nationen sowie auch die konkreten Fakten des vorhe- 
genden FaUes belegen, daß es in Chile kein ziviles Rechtssystem 
gibt. Weiterhin begrenzt die Bundesregienmg ihre Interventions- 
fähigkeit auf einige wenige Tage nach dem letztinstanzhchen 
Urteil, wenn sie das Verfahren abwarten wül. Nach chilenischem 
„Recht" muß zwangsläufig nach Ablauf der dritten Instanz binnen 
fünf Tagen exekutiert werden. 
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Mit der Sicherheitsüberprüfung brandmarkt die Bundesregierung 
die chüenischen Gefangenen als Kriminelle allgemeiner Art. Erst 
durch die Rücknahme kann erreicht werden, daß der Status der 
Gefangenen als politisch anerkannt wird. In dem Falle müßte 
Chüe entsprechend der Deklaration von San Jose, die die Nicht- 
exekution verurteüter politischer Gefangener fordert und von der 
chüenischen Regierung mitunterzeichnet worden ist, auf die Hin- 
richtung verzichten. 
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